
151018

Susanne Kurz (GRÜNE): Es ist leider traurig. Man will schon gar keine Reden mehr 

schreiben, weil man hier erst einmal Fortbildungsunterricht leisten und erklären muss, 

wie öffentlich-rechtlicher Rundfunk überhaupt strukturiert ist und was dessen gesetzli-

che Grundlagen sind. Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat die Rechtsauf-

sicht über den BR. Die Staatskanzlei mit dem Medienminister Florian Herrmann ver-

handelt die Medienstaatsverträge, die dafür zuständig sind, wie der öffentlich-rechtli-

che Rundfunk strukturiert ist, wie die Landesrundfunkanstalten funktionieren usw.

Ich hätte nie gedacht, dass ich einmal einen CSU-Minister verteidigen muss, aber er 

ist tatsächlich ehrenamtlich unter anderem im Rundfunkrat, in dem auch ein Kollege 

der AfD sitzt. Wenn man sich in der Fraktion ein bisschen besser verstehen würde, 

dann könnte man dort auch einmal weitersagen, dass ein ehrenamtlich aktiver CSU-

Minister sich sehr wohl auch für Belange der Öffentlich-Rechtlichen engagiert, was 

man – jetzt wird es leider wieder bitter, liebe CSU; der Minister wehrt auch schon ab – 

von dem Minister leider nicht immer behaupten kann. Noch in diesem Sommer hat er 

einen Tweet von Julian Reichelt retweetet, in dem es hieß – ich zitiere: Der öffentlich-

rechtliche Rundfunk hätte "[…] den einzigen Talk-Moderator […], der nicht linksextrem 

und nicht Propagandist ist […]" abgesetzt. – Ich fand es schon ziemlich harten Tobak, 

dass ein Minister, der hier Medienstaatsverträge verhandelt, ausgerechnet solche 

Tweets von Julian Reichelt retweetet und damit dessen propagandistischen YouTube-

Kanal befördert.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))
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151021

Auch aus anderer Ecke ist die CSU-Fraktion nicht gerade als große Unterstützer der 

Öffentlich-Rechtlichen bekannt. Um den Landtag herum wurden wir mit Plakaten vom 

rechten Flügel der CSU beglückt,

(Heiterkeit bei der AfD)

151023

die vielleicht der AfD nacheifern wollen. "Mangelnde Meinungsvielfalt, Umerziehung 

und Verschwendung – brauchen wir noch ARD und ZDF?", hieß es. Ich habe mich 

wirklich fremdgeschämt, dass in einer Stadt wie München von Umerziehung die Rede 

ist, wohin so viele Menschen aus den uigurischen Gebieten Chinas geflüchtet sind, die 

wissen, was Umerziehung bedeutet und welche Konsequenzen sie hat. – Das soll es 

mit meinen Bemerkungen zur Medienpolitik der CSU aber auch gewesen sein.

Auf der Seite der AfD ist unter "zeitgemäße Medienpolitik" Folgendes zu finden: "Die 

Zwangsfinanzierung des öffentlichen Rundfunks ist umgehend abzuschaffen und in 

ein Bezahlfernsehen umzuwandeln." – Das ist das Zitat des einzigen Satzes der baye-

rischen AfD zur Medienrundfunkpolitik.

(Unruhe)

151026

An dem von Ingo Hahn Eingebrachten sieht man, dass die AfD nicht einmal weiß, wie 

Rundfunk funktioniert, kontrolliert wird und strukturiert ist. Wenn ich dann davon lese, 

dass man das Ganze eigentlich in ein Bezahlfernsehen umwidmen will, sodass es al-

so viel mehr kosten soll als jetzt, und zum anderen in diesem Antrag "Verschlankung" 
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lese, dann muss ich sagen: Wer hier von Verschlankung spricht, der meint in Wirklich-

keit die Schwindsucht, und das werden wir nicht zulassen, liebe Kolleginnen und Kol-

legen!

(Beifall bei den GRÜNEN)

151028

Bei der Sicherung der Attraktivität des öffentlich-rechtlichen Fernsehens müssten wir 

in der Tat an die Struktur des Öffentlich-Rechtlichen herangehen.

(Glocke des Präsidenten)

151030

Hier sind aber wir in der Politik gefordert, weil wir nämlich den Auftrag gemeinsam mit 

der Rundfunkkommission der Länder verhandeln. Dieser Auftrag muss finanziert wer-

den; das bestimmt die Höhe der Gebühren.

Die Sicherung der Attraktivität für junge Menschen bezieht sich übrigens nicht nur auf 

das Fernsehen. Für Menschen mit anderen Muttersprachen gab es jetzt in der Ukrai-

ne-Krise und Corona-Krise zum ersten Mal Angebote, die nicht in deutscher Sprache 

waren. Es braucht die Sicherung der Attraktivität für marginalisierte Gruppen, die bis-

her im Öffentlich-Rechtlichen zu kurz kommen. Eine gehörlose Besucherin war bei-

spielsweise bei unserer grünen Landtagsveranstaltung zur Zukunft des dualen Sys-

tems, wo unter anderem Daniel Rosemann von ProSiebenSat.1 sowie die Intendantin 

des Bayerischen Rundfunks da waren, aber mit Regina Ziegler auch die Filmwirtschaft 
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vertreten war. Eine Wegrationalisierung von Unterhaltung würde auch bedeuten, dass 

eine wichtige Finanzierungssäule der bayerischen Filmbranche wegbricht.

(Unruhe)

151033

Diese gehörlose Besucherin hat darauf hingewiesen, sie sei darauf angewiesen, dass 

es noch mehr und noch bessere barrierefreie Angebote gebe und dass diese auch gut 

zu finden sein müssten. Die Mediatheken des BR seien zwar im Augenblick quer 

durchsuchbar, aber nur von oben nach unten; dort brauche es noch mehr und bessere 

Vernetzung sowie mehr Angebote, weil hier die Attraktivität steigen müsse.

Das bedeutet: Es ist unsere Aufgabe als Politik, bei der Definition der Aufgaben und 

des Auftrags genau hinzuschauen. Es liegt in der Macht dieses Bayerischen Land-

tags, die Kontrollgremien zu stärken, festzulegen, wie dieses Kontrollgremium ausge-

stattet ist, wer dahin entsendet wird, welche Gruppen darin vertreten sind. Es ist auch 

eine grüne Forderung, dieses Kontrollgremium paritätisch zur Hälfte mit Frauen auszu-

statten und dafür zu sorgen, dass die Zusammensetzung regelmäßig evaluiert wird.

(Alexander König (CSU): Ich dachte, es gibt mehr Frauen als Männer im Land!)

151036

– Es sind nicht mehr Frauen als Männer, lieber Herr König. Es sind jetzt sogar weniger 

Frauen als in der letzten Legislaturperiode des Rundfunkrates. Vielleicht schauen Sie 

einmal rein. Ich dachte, die CSU wüsste da ein bisschen mehr.
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(Alexander König (CSU): Sie haben mich falsch verstanden. Ich habe gesagt: Es 

gibt im Land mehr Frauen als Männer!)

151038

– Dann müssten ja noch mehr weibliche Menschen im Rundfunkrat vertreten sein. Es 

freut mich sehr, dass Sie sich auch für Parität engagieren. Ich hoffe dann, von der 

CSU ein Gesetz zur Neubesetzung des Rundfunkrats zu bekommen, wo es um mehr 

Parität geht. Wir GRÜNE würden uns freuen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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151043

Susanne Kurz (GRÜNE): Wenn wir hier als Parlament Politik nach Umfragen machen 

würden, dann könnten wir alle gleich nach Hause gehen und die Parlamente abschaf-

fen, weil es dann keine Wahlen mehr bräuchte.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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